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Die Städtisches Klinikum Görlitz gGmbH hat die Firma 
_________________________________________________________________________________________ 
(nachfolgend Auftragnehmer genannt) mit der Erbringung von Dienstleistungen beauftragt.  

Der Auftragnehmer verpflichtet sich gegenüber der Städtisches Klinikum Görlitz gGmbH, über alle Tatsachen, die 
ihm im Zusammenhang mit der Erfüllung seiner Dienstleistungspflichten bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren. Dies gilt insbesondere für Informationen über Patienten (Patientengeheimnis).  

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, sich nur insoweit Kenntnisse von Patientendaten zu verschaffen, als dies zur 
Erfüllung der jeweiligen Dienstleistungspflichten gegenüber der Städtisches Klinikum Görlitz gGmbH erforderlich 
ist. Es ist dem Auftragnehmer untersagt, Unterlagen, Schriftstücke, Abschriften, Ablichtungen, Daten und/oder 
sonstige Informationsträger unbefugten Personen innerhalb oder außerhalb der Städtisches Klinikum Görlitz gGmbH 
zugänglich zu machen.  

Ein Verstoß gegen die Geheimhaltungspflicht von Patientengeheimnissen ist nach § 203 Strafgesetzbuch strafbar. 
Der Auftragnehmer wurde darauf hingewiesen, dass die Strafbarkeit auch für ihn und seine Mitarbeiter gilt. 

Die Geheimhaltungspflicht gilt auch über das Ende des jeweiligen Dienstleistungsauftrags sowie der gesamten 
Geschäftsbeziehung hinaus.  

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, auch die für ihn tätigen Organe und Mitarbeiter gemäß dem Inhalt dieser 
Verschwiegenheitsverpflichtung in Textform zu belehren und zu verpflichten.     

Falls der Auftragnehmer befugt ist, weitere Personen zur Erfüllung seiner Dienstleistungspflichten heranzuziehen,  
verpflichtet sich der Auftragnehmer in diesem Fall, diese Personen nach den vorbenannten Grundsätzen in Textform 
zu belehren und zu verpflichten. 

Anlage: 
Auszug aus gesetzlichen Rechtsvorschriften 

………………................................... 
Ort und Datum 

........................................................... 
Unterschrift der/des Verpflichteten 
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Anlage: Auszug aus gesetzlichen Rechtsvorschriften 
Die in der Verpflichtungserklärung benannten Rechtsvorschriften sind nachfolgend im Auszug dargestellt 
(Stand: 01. Juli 2019). 

Strafgesetzbuch (StGB) 

§ 202a Ausspähen von Daten
(1) Wer unbefugt sich oder einem anderen Zugang zu Daten, die
nicht für ihn bestimmt und die gegen unberechtigten Zugang
besonders gesichert sind, unter Überwindung der
Zugangssicherung verschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Daten im Sinne des Absatzes 1 sind nur solche, die
elektronisch, magnetisch oder sonst nicht unmittelbar
wahrnehmbar gespeichert sind oder übermittelt werden.

§ 203 StGB Verletzung von Privatgeheimnissen
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum
persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines
anderen Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die
Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte
Ausbildung erfordert,
2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter
wissenschaftlicher Abschlußprüfung,
3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar,
Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren,
Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater,
Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied eines Organs
einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirtschaftsprüfungs-,
Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft,
4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie
Berater für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer
Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des
öffentlichen Rechts anerkannt ist,
5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle
nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,
6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich
anerkanntem Sozialpädagogen oder
7. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-,
Unfall- oder Lebensversicherung oder einer privatärztlichen,
steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle
anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis,
namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes
Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis,
offenbart, das ihm als

1. Amtsträger,
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem
Personalvertretungsrecht wahrnimmt,
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder
eines Landes tätigen Untersuchungsausschusses, sonstigen
Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des
Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen
Ausschusses oder Rates,
5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die
gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines
Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder
6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer
Geheimhaltungspflicht bei der Durchführung wissenschaftlicher
Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich
verpflichtet worden ist, anvertraut worden oder sonst
bekanntgeworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1
stehen Einzelangaben über persönliche oder sachliche
Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben der
öffentlichen Verwaltung erfaßt worden sind; Satz 1 ist jedoch
nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen
Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen
Verwaltung bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht
untersagt.
(2a) (weggefallen)
(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn
die in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen Geheimnisse
den bei ihnen berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei ihnen
zur Vorbereitung auf den Beruf tätigen Personen zugänglich
machen. Die in den Absätzen 1 und 2 Genannten dürfen fremde
Geheimnisse gegenüber sonstigen Personen offenbaren, die an
ihrer beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit mitwirken, soweit
dies für die Inanspruchnahme der Tätigkeit der sonstigen
mitwirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt für
sonstige mitwirkende Personen, wenn diese sich weiterer
Personen bedienen, die an der beruflichen oder dienstlichen
Tätigkeit der in den Absätzen 1 und 2 Genannten mitwirken.
(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis offenbart,
das ihm bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit
als mitwirkende Person oder als bei den in den Absätzen 1 und
2 genannten Personen tätiger Beauftragter für den Datenschutz
bekannt geworden ist. Ebenso wird bestraft, wer
1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür
Sorge getragen hat, dass eine sonstige mitwirkende Person, die
unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei
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Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis 
offenbart, zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht 
für sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den 
Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, 
2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer
weiteren mitwirkenden Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei
der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt
gewordenes Geheimnis offenbart, bedient und nicht dafür Sorge
getragen hat, dass diese zur Geheimhaltung verpflichtet wurde;
dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine
in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, oder
3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder
2 verpflichteten Person ein fremdes Geheimnis unbefugt
offenbart, das er von dem Verstorbenen erfahren oder aus
dessen Nachlass erlangt hat.
(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter
das fremde Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen unbefugt 
offenbart. 
(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich
oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu 
schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder Geldstrafe. 

§ 206 StGB Verletzung des Post- oder
Fernmeldegeheimnisses 
(1) Wer unbefugt einer anderen Person eine Mitteilung über
Tatsachen macht, die dem Post- oder Fernmeldegeheimnis 
unterliegen und die ihm als Inhaber oder Beschäftigtem eines 
Unternehmens bekanntgeworden sind, das geschäftsmäßig Post- 
oder Telekommunikationsdienste erbringt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer als Inhaber oder Beschäftigter
eines in Absatz 1 bezeichneten Unternehmens unbefugt
1. eine Sendung, die einem solchen Unternehmen zur
Übermittlung anvertraut worden und verschlossen ist, öffnet
oder sich von ihrem Inhalt ohne Öffnung des Verschlusses unter
Anwendung technischer Mittel Kenntnis verschafft,
2. eine einem solchen Unternehmen zur Übermittlung
anvertraute Sendung unterdrückt oder
3. eine der in Absatz 1 oder in Nummer 1 oder 2 bezeichneten
Handlungen gestattet oder fördert. (…)

§ 303 Sachbeschädigung
(1) Wer rechtswidrig eine fremde Sache beschädigt oder
zerstört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt das Erscheinungsbild
einer fremden Sache nicht nur unerheblich und nicht nur
vorübergehend verändert.
(3) Der Versuch ist strafbar.

Telekommunikationsgesetz (TKG) 

§ 88 TKG Fernmeldegeheimnis
(1) Dem Fernmeldegeheimnis unterliegen der Inhalt der
Telekommunikation und ihre näheren Umstände, insbesondere
die Tatsache, ob jemand an einem Telekommunikationsvorgang
beteiligt ist oder war. 2Das Fernmeldegeheimnis erstreckt sich
auch auf die näheren Umstände erfolgloser
Verbindungsversuche.
(2) 1Zur Wahrung des Fernmeldegeheimnisses ist jeder
Dienstanbieter verpflichtet. 2Die Pflicht zur Geheimhaltung
besteht auch nach dem Ende der Tätigkeit fort, durch die sie
begründet worden ist. (…)

Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 

§ 53 BDSG Datengeheimnis
1Mit Datenverarbeitung befasste Personen dürfen 
personenbezogene Daten nicht unbefugt verarbeiten 
(Datengeheimnis). 2Sie sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit 
auf das Datengeheimnis zu verpflichten. 3Das Datengeheimnis 
besteht auch nach der Beendigung ihrer Tätigkeit fort. 

§ 42 BDSG Strafvorschriften
Besondere Strafbarkeiten bei wissentlicher und unbefugter 
Übermittlung oder Zugänglichmachung von nicht-öffentlichen 
Daten an Dritte, wenn dies gewerbsmäßig, entgeltlich oder mit 
Bereicherungsabsicht erfolgt  

§ 43 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 30 Absatz 1 ein Auskunftsverlangen nicht richtig
behandelt oder
2. entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 einen Verbraucher nicht, nicht
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
fünfzigtausend Euro geahndet werden.
(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen im Sinne
des § 2 Absatz 1 werden keine Geldbußen verhängt.
(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU)
679/2016 oder eine Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1
der Verordnung (EU) 679/2016 darf in einem Verfahren nach
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten gegen den
Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden oder seine in § 52
Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen
nur mit Zustimmung des Meldepflichtigen oder
Benachrichtigenden verwendet werden
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Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
(UWG) 

§ 17 Verrat von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen
(1) Wer als eine bei einem Unternehmen beschäftigte Person ein
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das ihr im Rahmen des
Dienstverhältnisses anvertraut worden oder zugänglich
geworden ist, während der Geltungsdauer des
Dienstverhältnisses unbefugt an jemand zu Zwecken des
Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugunsten eines Dritten oder in
der Absicht, dem Inhaber des Unternehmens Schaden
zuzufügen, mitteilt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer zu Zwecken des Wettbewerbs, aus
Eigennutz, zugunsten eines Dritten oder in der Absicht, dem
Inhaber des Unternehmens Schaden zuzufügen,
1. sich ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis durch
a) Anwendung technischer Mittel,
b) Herstellung einer verkörperten Wiedergabe des Geheimnisses
oder
c) Wegnahme einer Sache, in der das Geheimnis verkörpert ist,
unbefugt verschafft oder sichert oder
2. ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das er durch eine der
in Absatz 1 bezeichneten Mitteilungen oder durch eine eigene
oder fremde Handlung nach Nummer 1 erlangt oder sich sonst
unbefugt verschafft oder gesichert hat, unbefugt verwertet oder
jemandem mitteilt.
(3) Der Versuch ist strafbar.
(4) 1In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe
bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 2Ein besonders schwerer Fall
liegt in der Regel vor, wenn der Täter
1. gewerbsmäßig handelt,
2. bei der Mitteilung weiß, dass das Geheimnis im Ausland
verwertet werden soll, oder
3. eine Verwertung nach Absatz 2 Nr. 2 im Ausland selbst
vornimmt.
(5) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die
Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen
Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts
wegen für geboten hält.
(6) § 5 Nr. 7 des Strafgesetzbuches gilt entsprechend.

Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen 
(GeschGehG) 

§ 4 Handlungsverbote
(1) Ein Geschäftsgeheimnis darf nicht erlangt werden durch
1. unbefugten Zugang zu, unbefugte Aneignung oder
unbefugtes Kopieren von Dokumenten, Gegenständen,
Materialien, Stoffen oder elektronischen Dateien, die der
rechtmäßigen Kontrolle des Inhabers des
Geschäftsgeheimnisses unterliegen und die das
Geschäftsgeheimnis enthalten oder aus denen sich das
Geschäftsgeheimnis ableiten lässt, oder
2. jedes sonstige Verhalten, das unter den jeweiligen Umständen
nicht dem Grundsatz von Treu und Glauben unter
Berücksichtigung der anständigen Marktgepflogenheit
entspricht.
(2) Ein Geschäftsgeheimnis darf nicht nutzen oder offenlegen,
wer
1. das Geschäftsgeheimnis durch eine eigene Handlung nach
Absatz 1
a) Nummer 1 oder
b) Nummer 2
erlangt hat,
2. gegen eine Verpflichtung zur Beschränkung der Nutzung des
Geschäftsgeheimnisses verstößt oder
3. gegen eine Verpflichtung verstößt, das Geschäftsgeheimnis
nicht offenzulegen.
(3) Ein Geschäftsgeheimnis darf nicht erlangen, nutzen oder
offenlegen, wer das Geschäftsgeheimnis über eine andere
Person erlangt hat und zum Zeitpunkt der Erlangung, Nutzung
oder Offenlegung weiß oder wissen müsste, dass diese das
Geschäftsgeheimnis entgegen Absatz 2 genutzt oder offengelegt
hat. Das gilt insbesondere, wenn die Nutzung in der
Herstellung, dem Anbieten, dem in Verkehr bringen oder der
Einfuhr, der Ausfuhr oder der Lagerung für diese Zwecke von
rechtsverletzenden Produkten besteht.
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